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Tagesordnungspunkt:

Erprobung von Angeboten von Peer-Beratung im Übergang von der stationären zur 
ambulanten Behandlung;
Haushalt 2019 

Beschlussvorschlag:

Der Verwaltung wird gebeten, ein Modell zur Erprobung von Peer-Beratung im Übergang von der 
stationären zur ambulanten Behandlung sowie im Rahmen der weiteren ambulanten Behandlung an 
mindestens einem Klinikstandort einzuführen.

Begründung:
Der Sozialausschuss hat den Antrag in seiner Sitzung am 11.09.2018 einvernehmlich an den 
Ausschuss für Inklusion zur Kenntnis verwiesen. 

In den LVR-Kliniken befinden sich mittlerweile 15 Peerberaterinnen und Berater im Einsatz, die im 
stationären oder teilweise auch teilstationären Umfeld der Patientinnen und Patienten eingesetzt 
sind; dies überwiegend in der Allgemeinpsychiatrie sowie in einem Fall in der Forensik und in der 
sozialen Rehabilitation.
Im 1. LVR-Dialog-Forum Inklusion und Menschenrechte am 22.11.2017 haben Vertreter der 
Psychiatrieerfahrenen-Verbände die stationären Genesungsbegleitungsansätze positiv bewertet. 
Gleichzeitig haben sie in der Diskussion auf die Möglichkeit des Einsatzes von Peer-Beratung auch im 
Übergang zur Entlassung sowie in der weiteren ambulanten Behandlung und dem damit möglichen 
konstanten Bezugskontakt und die möglichen Hilfen beim Selbstmanagement der psychischen 
Erkrankung im Übergang von der klinischen Betreuung ins häusliche Umfeld hingewiesen.
In einem Modell in einer der LVR-Kliniken könnten diese positiven Aspekte erprobt und bei positiver 
Evaluation auf den ganzen Klinikverbund übertragen werden. 
Die Evaluation soll zwei Jahre nach Testbeginn erfolgen.
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